
Personalratsarbeit

Bei der Durchführung des betrieblichen
Eingliederungsmanagements ist auch der Personalrat zu
beteiligen. Wann dies zu geschehen hat, wird hier
skizziert.

Information des Personalrats beim betrieblichen
Eingliederungsmanagement

Anmerkung zum Beschluss des OVG Berlin-Brandenburg vom
20.11.2008 1

Im Rahmen des dem Beschluss zu Grunde liegenden
Verfahrens vor dem OVG Berlin-Brandenburg ging es um
die Klärung der Frage, ob die Dienststelle dadurch das
Beteiligungsrecht des Personalrats gemäß § 84 Abs. 2
i.V.m. § 93 SGB IX verletzt hat, dass sie Beschäftigte auf-
gefordert hat mitzuteilen, ob sie einem betrieblichen Ein-
gliederungsmanagement zustimmen würden, ohne dass
der Personalrat vorher beteiligt worden war. In diesem
Rahmen war auch zu klären, ob die Dienststelle ver-
pflichtet ist, dem Personalrat ohne vorherige Zustim-
mung der Betroffenen das Anschreiben an die Betroffe-
nen (und zwar jedes individualisierte Anschreiben) und
gegebenenfalls deren Antwort zur Kenntnis zu geben.

Dass dem Personalrat bei der Durchführung des be-
trieblichen Eingliederungsmanagements Beteiligungs-
rechte zustehen, war prinzipiell unstreitig. Streitig war
nur, ab wann der Personalrat in das betriebliche Einglie-
derungsmanagement einzubeziehen ist. Streitig war ins-
besondere auch die Art und Weise der Beteiligung im
Stadium der »Einladungsphase«.

Nach dem vorliegenden Beschluss ist diese Frage ab-
hängig vom Verhalten der Dienststelle zu beantworten.

I. Reichweite des Informationsrechts im Vorfeld
des individuellen Verfahrens

§ 84 Abs. 2 SGB IX formuliert folgende Verpflichtung für
den Arbeitgeber:

»Sind Beschäftigte innerhalb eines Jahres länger als
sechs Wochen ununterbrochen oder wiederholt arbeits-
unfähig, klärt der Arbeitgeber mit der zuständigen Inter-
essenvertretung im Sinne des §93, bei schwerbehinder-
ten Menschen außerdem mit der Schwerbehindertenver-
tretung, mit Zustimmung und Beteiligung der betroffe-
nen Person die Möglichkeiten, wie die Arbeitsunfähig-
keit möglichst überwunden werden und mit welchen
Leistungen und Hilfen erneuter Arbeitsunfähigkeit vorge-
beugt und der Arbeitsplatz erhalten werden kann (be-
triebliches Eingliederungsmanagement).«

Entscheidet sich der Arbeitgeber dafür, ausschließ-
lich die Informationen gem. § 84 Abs. 2 Satz 3 SGB IX der
betroffenen Person mitzuteilen, also die Ziele des be-
trieblichen Eingliederungsmanagements sowie Art und
Umfang der dafür erhobenen und verwendeten Daten
und damit zusammenhängend die Zustimmung der be-
troffenen Person einzuholen – so lag der Fall hier –, ge-
staltet der Arbeitgeber das Verfahren also nicht abwei-
chend von der gesetzlichen Regelung, besteht für den
Personalrat nur ein eingeschränktes Informationsrecht.

Der Personalrat hat im Rahmen des Überwachungs-
rechts, das aus §84 Abs.2 letzter Satz SGBIX folgt, einen
Anspruch darauf, das verwendete Anschreiben als Muster
zur Kenntnis zu bekommen. Der Personalrat dürfte außer-
dem einen Anspruch darauf haben darüber informiert zu
werden, in wie vielen Fällen die Dienststelle ein betriebli-
ches Eingliederungsmanagement anstrebt. Nur sofern in
der Dienststelle ohnehin vorhanden, ist ein Verlangen
nach einer anonymisierten Liste der Krankheitszeiten aller
Beschäftigten gerechtfertigt. Sicher muss die Dienststelle,
auch wenn dies in dem Beschluss nicht explizit angespro-
chen worden ist, mitteilen, dass sie für den gesetzlich vor-
gegebenen Personenkreis, also alle Beschäftigten, die in-
nerhalb eines Jahres länger als sechs Wochen ununterbro-
chen oder wiederholt arbeitsunfähig sind, in der Gesamt-
heit ein betriebliches Eingliederungsmanagement anstrebt.

Würde die Dienststelle diesen Personenkreis aller-
dings beschränken und eine Auswahl treffen oder diesen
Personenkreis erweitern, ergibt sich ein darüber hinaus-
gehendes Beteiligungsrecht des Personalrates, das im
Rahmen von § 83 SGB IX durch eine Integrationsverein-
barung ausgeübt werden kann.

II. Informations- und Beteiligungsrechte
in der »Einladungsphase«

Wird das individuelle Verfahren mit einem Schreiben der
Dienststelle an den jeweiligen Arbeitnehmer, der in den

1 OVG 60 PV 9.07, abgedruckt in diesem Heft, S. 170.
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letzten zwölf Monaten länger als sechs Wochen ununter-
brochen oder wiederholt arbeitsunfähig war, eingeleitet,
besteht für den Personalrat diesbezüglich weder ein In-
formationsrecht noch eine sonstige Beteiligungsberechti-
gung. Der Personalrat hat weder ein Recht zu erfahren,
wer konkret angeschrieben wird, noch wie die Antwort
der betroffenen Person lautet. Diese Sichtweise des OVG
Berlin-Brandenburg, mit der die erstinstanzliche Ent-
scheidung korrigiert worden ist, wird vom VG Aachen2

geteilt, während das VG Hamburg3 dies anders sieht.
Erst in dem Fall, in dem die betroffene Person so-

wohl der Durchführung des betrieblichen Eingliederungs-
managements als auch der Beteiligung des Personalra-
tes daran zustimmt, ist die Dienststelle verpflichtet, den
Personalrat am weiteren Verfahren zu beteiligen.

Ein gegen den Willen der Beschäftigten durchgeführtes
Eingliederungsverfahren und ohne deren direkte Einwilli-
gung durchgeführte Maßnahmen verstoßen gegen das
Prinzip der Selbstbestimmung der betroffenen Beschäftig-
ten. Dieses Selbstbestimmungsrecht verschafft den betrof-
fenen Arbeitnehmern maßgeblichen Einfluss darauf, wie
sich das Verfahren als Ganzes und in seinen einzelnen Pro-
zessphasen entwickelt. Die Durchführung des gesamten
Verfahrens steht somit unter dem Vorbehalt der Einwilli-
gung des Arbeitnehmers und damit in seinem Ermessen.4

Das schließt aber auch – so das OVG Berlin-Bran-
denburg mit guter Begründung unter Hinweis auf den
grundgesetzlich gewährleisteten Persönlichkeitsschutz
entgegen der Auffassung mancher Kommentierungen
zum SGB IX – mit ein, dass der Arbeitgeber die Schwer-
behindertenvertretung und die Interessenvertretung
gemäß § 93 SGB IX nur mit Zustimmung und Beteiligung
der betroffenen Personen einschalten kann.

III. Informations- und Beteiligungsrechte
im individuellen Verfahren

Ist aber erst einmal die Zustimmung der betroffenen Person
erteilt und widerruft diese die Zustimmung zur Durchfüh-
rung des betrieblichen Eingliederungsmanagements einer-
seits und zur Beteiligung des Personalrates andererseits
nicht, so ist der Arbeitgeber bzw. die Dienststelle verpflich-
tet, mit dem Personalrat unter Beteiligung der betroffenen
Person zu klären, wie die Arbeitsunfähigkeit möglichst über-
wunden und mit welchen Leistungen und Hilfen erneuter Ar-
beitsunfähigkeit vorgebeugt und der Arbeitsplatz erhalten
werden kann. Der Personalrat ist dann vollumfassend zu in-
formieren. Der Personalrat ist dann auch bei jedem einzel-
nen Schritt des betrieblichen Eingliederungsmanagements
zu beteiligen. Ohne den Personalrat darf im individuellen
Verfahren i.S.d. §84 Abs.2 SGBIX keine Maßnahme ergrif-
fen werden, es sei denn, die betroffene Person widerruft die
Einwilligung zur Beteiligung des Personalrates.

IV. Weitere Möglichkeiten der Einflussnahme
in der Einladungsphase.

Agiert die Dienststelle hinsichtlich der sie betreffenden
Verpflichtung entsprechend der gesetzlichen Regelung,
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bestehen nach der Entscheidung des OVG Berlin-Bran-
denburg also keine Rechte des Personalrates in diese
Einladungsphase im Vorfeld des individuellen betriebli-
chen Eingliederungsmanagements einzugreifen bzw. In-
formationen betreffend den Einzelfall zu erhalten.

Der Personalrat hat lediglich ein Informationsrecht,
das es ihm ermöglicht gemäß § 84 Abs. 2 Satz 7 SGB IX

2 Beschluss v. 25.9.2008 – 16 K 836/08.PVL–.
3 Beschluss v.10.11.2006 – 23 FB 17/06 –.
4 So auch Feldes/Kamm/Peiseler/von Seggern/Unterhinninghofen/Westermann/

Witt, Schwerbehindertenrecht, 9. Auflage, § 84 Rn. 23.
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darüber zu wachen, dass der Arbeitgeber die ihm nach
dieser Vorschrift obliegenden Verpflichtungen erfüllt. Da
ihm das Musteranschreiben zur Kenntnis zu geben ist,
kann der Personalrat darüber wachen, dass der Arbeit-
geber keine falschen Hinweise zu den Zielen des be-
trieblichen Eingliederungsmanagements oder falsche
Aussagen zu Art und Umfang der für das betriebliche
Eingliederungsmanagement erhobenen und verwendeten
Daten trifft.

Eine Einflussnahme auf den Inhalt des Schreibens an
die betroffenen Personen ist gegebenenfalls noch über
den Abschluss einer Integrationsvereinbarung gemäß
§ 83 SGB IX möglich. Gemäß § 83 Abs. 2a Ziffer 5 SGB IX
kann die Integrationsvereinbarung auch Regelungen zur
Durchführung der betrieblichen Prävention (betriebliches
Eingliederungsmanagement) und zur Gesundheitsförde-
rung enthalten. Wenn der Arbeitgeber aber die Entschei-
dung trifft, sich im Hinblick auf den einzuladenden Per-
sonenkreis strikt an die gesetzliche Regelung zu halten,
sind die Einflussmöglichkeiten des Personalrats diesbe-
züglich sehr beschränkt.

Darüber hinaus besteht eine Möglichkeit zur Ein-
flussnahme in Phase 1 des betrieblichen Eingliederungs-
managements nur, wenn der Arbeitgeber abweichend
von der gesetzlichen Regelung verfährt.

Entschließt sich ein Arbeitgeber, nur einen Teil der
nach der gesetzlichen Regelung in das betriebliche Ein-
gliederungsmanagement einzubeziehenden Beschäftig-
ten, nach welchem Prinzip auch immer, auszuwählen
und um Zustimmung zum betrieblichen Eingliederungs-
management zu bitten, oder den betroffenen Beschäftig-
tenkreis über den in der gesetzlichen Regelung vorgese-
henen Beschäftigtenkreis hinaus zu erweitern, ist dies,
sofern eine solche Handhabung überhaupt zulässig ist,

eine Regelung, die über eine Integrationsvereinbarung
gemäß § 83 Abs. 2a Ziffer 5 SGB IX zu regeln ist.

Allerdings eröffnet § 83 Abs. 2a Ziffer 5 SGB IX nicht
den Weg dahin, dass der Personalrat im Vorfeld, bevor
die betroffene Person ihre Zustimmung zur Durchfüh-
rung des betrieblichen Eingliederungsmanagements und
der Beteiligung des Personalrates daran erteilt hat, ein-
bezogen werden muss und Informationen über die Ge-
sundheitsdaten der einzelnen Beschäftigten erhält.

V. Fazit

Dem OVG Berlin-Brandenburg ist insoweit zuzustimmen:
Die Weitergabe persönlicher Daten und Lebenssachver-
halte, insbesondere aus der Intim- bzw. Privatsphäre,
ohne Einwilligung der betroffenen Beschäftigten, bedeu-
tet eine Beeinträchtigung von grundgesetzlich geschütz-
ten Persönlichkeitsrechten der Betroffenen. Dieser Per-
sönlichkeitsschutz ist Ausfluss des Rechts auf informa-
tionelle Selbstbestimmung, das jedem Beschäftigten ge-
genüber seiner Dienststelle und damit auch gegenüber
der Personalvertretung als Teil derselben bezüglich sei-
ner persönlichen Daten zusteht. Eine Weitergabe persön-
licher Daten und Lebenssachverhalte, die grundgesetz-
lich geschützt ist, ist ohne Zustimmung des Einzelnen
rechtswidrig und kann nicht durch eine, auf einer ein-
fachgesetzlichen Regelung basierenden, Integrationsver-
einbarung aufgehoben werden, wenn die gesetzliche Re-
gelung dieses nicht vorsieht.

Rechtsanwältin Maria Timmermann
Fachanwältin für Arbeitsrecht

Berlin

Die Übernahme von Auszubildenden

Aufgabenfeld von JAV und Personalrat

Die Übernahme nach der Ausbildung ist seit langem
kein Normalzustand mehr. Es gehört deshalb zu den
Aufgaben von Personalrat und Jugend- und Auszubilden-
denvertretung (JAV), sich für die unbefristete Übernahme
der Auszubildenden einzusetzen. Eine Reihe von Argu-
menten sprechen für die Übernahme: Nicht nur gesell-
schaftspolitische Gründe, da Auszubildenden eine beruf-
liche Perspektive gegeben wird. Auch die langfristige Si-
cherung von Fachkräften für die Dienststelle ist ebenso
von Bedeutung wie der Anspruch, einer personellen Un-
terbesetzung entgegenzuwirken, um so gegen Leistungs-
verdichtung und Stress in der Dienststelle anzugehen.

Hier wird näher aufgezeigt, was JAV und Personalrat
für die Übernahme von Auszubildenden tun können und
worauf zu achten ist.

I. Formen der Übernahme

Es gibt unterschiedliche Formen der Übernahme:

1. Übernahme in ein unbefristetes
Vollzeitarbeitsverhältnis

Für Personalrat und JAV sollte die Forderung nach Über-
nahme in ein unbefristetes Vollzeitarbeitsverhältnis an
erster Stelle stehen.

Sollte die Übernahme in ein unbefristetes Vollzeitar-
beitsverhältnis nicht möglich sein, gibt es Alternativen,
die als »Notlösungen« anzusehen sind:
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